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Konsequente Trennung von Netz und Betrieb im deutschen Schienenverkehr 


A. Problem 

Die Antragsteller haben einen Antrag unter anderem mit dem Ziel eingebracht, 
dass der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordert, die gesetzlichen, 
organisatorischen und technischen Voraussetzungen zur Trennung von Netz und Be- 
trieb im deutschen Schienenverkehr zu schaffen und einen verbindlichen Zeitplan für 
die Umsetzung vorzulegen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der PDS 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/6440 - abzulehnen. 


Berlin, den 12. Juni 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Karin Rehbock-Zureich 

Vorsitzender Berichterstatterin 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 14/9523 


Bericht der Abgeordneten Karin Rehbock-Zureich 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
14/6440 in seiner 195. Sitzung am 18. Oktober 2001 beraten 
und an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswe- 
sen zur federführenden Beratung und den Ausschuss für 
Wirtschaft und Technologie zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antrag hat unter anderem zum Ziel, dass der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auffordert, die gesetzlichen, 
organisatorischen und technischen Voraussetzungen zur 
Trennung von Netz und Betrieb im deutschen Schienenver- 
kehr zu schaffen und einen verbindlichen Zeitplan für die 
Umsetzung vorzulegen. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat die Vor- 
lage in seiner 82. Sitzung am 5. Juni 2002 beraten und emp- 
fiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP, den Antrag abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
die Vorlage in seiner 87. Sitzung am 12. Juni 2002 zusam- 
men mit dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck- 
sache 14/5316 und dem Antrag der Fraktion der FDP auf 
Drucksache 14/6454 beraten und empfiehlt mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. 

Die Fraktion der SPD führte aus, die Koalition habe unter 
anderem dafür gesorgt, dass eine beim Eisenbahnbundesamt 
eingerichtete Trassenagentur für diskriminierungsfreien Zu- 
gang zum Netz sorgen werde. Man wundere sich, dass die 
CDU/CSU-Fraktion ihren Antrag zur Trennung von Netz und 
Betrieb nicht zurückgezogen habe, denn der bayerische Mi- 
nisterpräsident Edmund Stoiber habe bekundet, dass weder er 
noch der Vorsitzende der Fraktion der CDU/CSU der Auffas- 
sung seien, dass eine vollständige Trennung von Netz und Be- 
trieb unerlässliche Voraussetzung für eine optimale Vermark- 
tung des Schienennetzes sei und die konsequente Umsetzung 
der Vorschläge der Task Force als wichtiger Schritt gesehen 
werde, die unternehmerische Unabhängigkeit des Netzes von 
der Holding zu gewährleisten. Dies sei ein Ansatzpunkt für 
die Fraktion der CDU/CSU, sich der Linie der Koalitions- 
fraktionen anzuschließen. Den Antrag lehne man ab, weil er 
sachlich und fachlich keine Grundlage habe. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, acht Jahre nach der 
Bahnreform finde man eine unverändert harte Monopol- 
situation vor. Es sei mit der Bahnreform nicht gelungen, Wett- 


bewerb zu erreichen. Wenn aus der als Übergangslösung ge- 
dachten Holding eine Dauereinrichtung gemacht werden 
solle und man die Holding dann kapitalmarktfähig machen 
wolle, wiederhole man den in Großbritannien gemachten 
Fehler, das Netz materiell zu privatisieren. Es gebe enormen 
Handlungsbedarf auf Bundesebene. Für sie sei klar, dass man 
bei den weiteren Reformen Störungen im Betriebsablauf ver- 
meiden, die Sicherheit des Betriebs jederzeit gewährleisten 
und die Arbeitnehmerrechte beachten müsse, es aber insge- 
samt das Ziel sei, mehr und besseren Schienenverkehr und Si- 
cherheit der Arbeitsplätze in diesem Bereich zu erreichen. Mit 
dem bisher Erreichten könne sich niemand zufrieden geben. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN führte aus, der 
Kanzlerkandidat der CDU und der CSU, Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, habe bekundet, weder er noch der Frak- 
tionsvorsitzende der CDU/CSU-Fraktion seien der Auffas- 
sung, dass unerlässliche Voraussetzung für eine optimale Ver- 
marktung des Schienennetzes eine vollständige Trennung 
von Netz und Transport in Organisation und Rechtsform sei, 
vielmehr sehe er eine konsequente Umsetzung der Vorschläge 
der Task Force, wonach das Netz durch unabhängige Eisen- 
bahnkontrollbehörden gesichert werden solle, als einen ersten 
wichtigen Schritt; verbunden mit einer Verstetigung und wei- 
teren Erhöhung der Bundesmittel für das Schienenetz könne 
damit bereits ein wesentlicher Teil der Netzproblematik ge- 
löst werden. Die Koalition habe die entsprechenden Schritte 
auf den Weg gebracht und habe die Haushaltsmittel für den 
Bahnbau erhöht und verstetigt. Die Fraktion der CDU/CSU 
solle erst einmal in der eigenen Fraktion und der eigenen Par- 
tei die Positionen klären, bevor man Anträge, wie den vorlie- 
genden, einbringe. 

Die Fraktion der FDP vertrat die Auffassung, es sei ein So- 
fortprogramm erforderlich, um mehr Effizienz und mehr 
Wettbewerb auf der Schiene zu erreichen. Dies müsse in ei- 
nem ersten Schritt mit der Herauslösung der DB Netz AG aus 
der Deutsche Bahn AG beginnen. 

Die Fraktion der PDS meinte, man habe in der Debatte über 
die Trennung von Fahrweg und Betrieb eigentlich weiter sein 
sollen. Sie habe mehrfach das französische Modell angeführt, 
es habe dazu aber keine Diskussion gegeben. Man sei der Auf- 
fassung, dass der Staat, wie bei allen anderen Verkehrswegen, 
auch die Verantwortung für den Verkehrsweg Schiene haben 
müsse. Hinzukommen müsse, dass die finanzielle Ausstat- 
tung der Netzgesellschaft gewährleistet sein müsse und dass 
eine Grundsanierung des gesamten Netzes erfolge. Bei der in 
dem Antrag erhobenen Forderung nach einer konsequenten 
Trennung von Fahrweg und Betrieb werde dies nicht gesagt. 
Dem Argument des Vorstandsvorsitzenden der Deutsche 
Bahn AG, es handele sich bei dem Verhältnis von Fahrweg 
und Betrieb um eine Sicherheitsfrage, könne man das fran- 
zösische Modell entgegenhalten, bei dem nach der Trennung 
die Instandhaltung des Netzes bei dem bleiben müsse, der 
maßgeblich auf dem Netz fahre. 


Berlin, den 12. Juni 2002 

Karin Rehbock-Zureich 

Berichterstatterin 
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